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Pressemitteilung zum Rechtfertigungsversuch von Rei chel in 
der AZ vom 18.8.2007 
 

ÖDP / Freie Wähler:   Müll in Mainz keineswegs bill ig. 
Stadt verweigert Reduzierung der Tonnengrößen. 
 
ÖDP + Freie Wähler beanstanden, dass Reichel den Eindruck zu erwecken versucht, eine 
Reduzierung der vielen Bürgern aufgezwungenen Mülltonnen-Übervolumina  sei 
möglich. Genau das ist aber nicht der Fall. Jahrelange politische Auseinandersetzungen 
haben bisher nur zu punktuellen Teilerfolgen geführt. So legt die stadtnahe Wohnbau für 
eine Durchschnittswohnung ca. 300 Euro im Jahr an Müllgebühren um. Das entspricht 
ohne Zusatzgebühren für Standplatzkehren ca. 180 l Restmüll / Woche, oft genug für eine 
den Müll sorgfältig trennende Einzelperson. 
 
Das von Werkleiter Winkel in der AZ genannte Beispiel von 98 Euro Jahresgebühren für 
eine vierköpfige Durchschnittsfamilie geht total an der Realität vorbei. Denn trotz 
zugegebener Übervolumina weigert sich der Entsorgungsbetrieb, eine bedarfsgerechte 
und sozialverträgliche Anpassung vorzunehmen. Der Entsorgungsbetrieb verlangt ohne 
Angabe von Rechtsgrundlagen, dass ausnahmslos alle Teilnehmer einer 
Müllzwangsgemeinschaft eine Volumenreduzierung beantragen müssen. Eine solche 
Solidarität zu erwarten, ist nach einer von OB Beutel bestätigten Aussage der Wohnbau 
nicht erreichbar, "weil es erfahrungsgemäß nahezu unmöglich ist, alle Mieter (ödp/FW: 
oder Teilnehmer von Zwangsgemeinschaften) zum Einverständnis zu bewegen, zumal 
nicht jedem ein persönlicher Vorteil ersichtlich sein dürfte". Also räumt der 
Entsorgungsbetrieb einzelnen Müllgroßproduzenten das Privileg ein, eine 
Bedarfsanpassung zu verhindern. 
 
Nur Besitzer von Einfamilienhäusern, die nicht zwangsweise an Sammeltonnen 
angeschlossen sind, können ihren Müllbedarf bestimmen. 
 


